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Definition “Do No Significant Harm”
European Green Deal: Einführung des DNSH-Grundsatzes als Grundlage für die Nachhaltigkeit aller EU-
Politikbereiche (2019).

Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 –
Gemeinsame Bestimmungen

Art. 9 Abs. 4 legt fest, dass die Ziele der
Fonds im Einklang mit dem Ziel der
Förderung einer nachhaltigen
Entwicklung gemäß Art. 11 AEUV verfolgt
werden. Dieser verpflichtet dazu, die
Erfordernisse des Umweltschutzes in die
Politik und die Tätigkeiten der
Europäischen Union zu integrieren und
eine nachhaltige Entwicklung zu fördern.
Dies bedeutet, dass jede europäische
Initiative oder Investition das DNSH-
Prinzip (Do No Sigificant Harm –
keinen erheblichen Schaden
verursachen) einhalten muss.

Verordnung (EU) Nr. 2020/852 –
Taxonomie

Rechtliche Definition des DNSH als 
eines der Kriterien zur Bestimmung 
umweltverträglicher wirtschaftlicher 
Aktivitäten (2020).

Um den Grad der ökologischen 
Nachhaltigkeit einer Investition zu 
bestimmen, gilt eine Wirtschaftstätigkeit 
als ökologisch nachhaltig, wenn sie 
keines der in Artikel 9 genannten 
Umweltziele erheblich beeinträchtigt.



Umweltziele des Europäischen Green Deal 
Verordnung (EU) Nr. 2020/852, Art. 9

Jedes Projekt (insbesondere auch EFRE-finanzierte Vorhaben) muss einer Konformitätsprüfung unterzogen 
werden. Diese Bewertung untersucht die Auswirkungen des gesamten Lebenszyklus des Vorhabens bzw. der 
Investition auf die Umweltziele:

4. Übergang zu einer 
Kreislaufwirtschaft

5. Vermeidung und Verringerung 
der Umweltverschmutzung

6. Schutz der Ökosysteme und 
der biologischen Vielfalt

1. Eindämmung des Klimawandels

2. Anpassung an den Klimawandel

3. Nachhaltige Nutzung und Schutz 
der Wasserressourcen



Was versteht man unter „erheblichem Schaden“?
(Art. 17 der Verordnung (EU) Nr. 2020/852)

Eine Tätigkeit führt zu einem erheblichen Schaden, wenn:

Führt zu erheblichen Treibhausgasemissionen1. Eindämmung des 
Klimawandels

Führt zu einer Verschärfung der negativen Auswirkungen des 
gegenwärtigen und des zukünftigen Klimas auf die Tätigkeit selbst, 
auf Menschen, die Natur oder auf Vermögenswerte

2. Anpassung an den 
Klimawandel

Beeinträchtigt den ökologischen Zustand oder das Potenzial der 
Gewässer

3. Nachhaltige Nutzung 
und Schutz der 
Wasserressourcen



Führt zu einem erheblichen Anstieg der Schadstoffemissionen in 
Luft, Wasser oder Boden

5. Vermeidung und 
Verringerung der 
Umweltverschmutzung

Beeinträchtigt erheblich den Zustand und die Widerstandsfähigkeit 
der Ökosysteme oder den Erhalt von Lebensräumen und Arten

6. Schutz der 
Ökosysteme und der 
biologischen Vielfalt

Führt zu einem ineffizienten Einsatz von Materialien oder 
Ressourcen, zu einer erheblichen Zunahme von Abfällen oder zu 
erheblichen und langfristigen Umweltschäden durch deren 
Entsorgung

4. Übergang zu einer 
Kreislaufwirtschaft

Was versteht man unter „erheblichem Schaden“?

(Art. 17 der Verordnung (EU) Nr. 2020/852 

Eine Tätigkeit führt zu einem erheblichen Schaden, wenn:



DNSH in den Auswahlkriterien für Maßnahmen
Das Projekt entspricht Art. 17 der EU-Verordnung 2020/852, wonach keine erheblichen
Umweltschäden verursacht werden dürfen, und hält insbesondere den Grundsatz ein, dass es
NICHT:

 zu erheblichen Treibhausgasemissionen führt;

 zu einer Verschärfung der negativen Auswirkungen des gegenwärtigen und zukünftigen Klimas führt;

 den qualitativen Zustand der Wasserressourcen dauerhaft beeinträchtigt;

Materialien und natürliche Ressourcen ineffizient nutzt oder zu einer erheblichen Zunahme der Erzeugung,
Verbrennung oder Entsorgung von Abfällen führt, die erhebliche und langfristige Umweltschäden verursachen
könnte;

 zu einer erheblichen Zunahme der Emissionen von Schadstoffen in Luft, Wasser und Boden führt;

 den guten Zustand und die Widerstandsfähigkeit der Ökosysteme dauerhaft beeinträchtigt oder den
Erhaltungszustand von Lebensräumen und Arten, einschließlich solcher von unionsweitem Interesse, schädigt.



Vorteile der Anwendung des DNSH-Grundsatzes

Gewährleistet nachhaltige Projekte und 
Investitionen

Trägt zur Erreichung der Umweltziele der EU 
bei

Fördert die Finanzierung konformer Projekte

Sieht kontinuierliche Prüfungen über den 
gesamten Projektzyklus hinweg vor

DNSH



 Einhaltung der DNSH-Kriterien während des
gesamten Projektlebenszyklus:

 Erfüllung der Anforderungen in der Phase
der Auftragsabwicklung

 Erfüllung der Anforderungen in der Phase
der Ausgabenabrechnung

 Nachweis durch Selbsterklärung oder
technischen Bericht in der Phase des
Projektvorschlags

 Gegebenenfalls Durchführung von
Überprüfungen und Ergreifung von
Minderungsmaßnahmen

Umsetzung des DNSH-Grundsatzes bei den ESI-Fonds

Verantwortung der BegünstigtenVerantwortung der Begünstigten Verantwortung der VerwaltungsbehördeVerantwortung der Verwaltungsbehörde

 Überprüfung der Übereinstimmung mit den
Umweltzielen (Verordnung (EU) 2020/852 und
Delegierte Verordnung (EU) 2021/2139)

 Bewertung der Übereinstimmung des Programms
und der Maßnahmen

 Überprüfung der Einhaltung der DNSH-Kriterien in
der Auswahlphase

 Überwachung der Einhaltung der DNSH-Kriterien
in allen Phasen des Programms

 Überprüfung der Übereinstimmung mit dem EU-
Umweltrecht



 SUP-Verfahren: Verfahren zur frühzeitigen Ermittlung der potenziellen Auswirkungen eines von der EU
kofinanzierten Programms auf die verschiedenen Umweltbereiche sowie zur Festlegung gegebenenfalls
erforderlicher Korrektur- oder Alternativmaßnahmen zur Verringerung negativer Auswirkungen.

Strategische Umweltprüfung (SUP)

Definition von 
Umwelt-

informationen

Phase 
1

Einleitung

Veröffentlichung 
des Programm-
vorschlags und 
Einreichung von 
Stellungnahmen

Phase
3

Konsultation

Umweltanalyse 
und Festlegung 

von 
Nachhaltigkeits-

zielen

Phase
2

Auswertung

Genehmigung
des Programms

Phase 
4

Entscheidung

Umsetzung, 
Verwaltung und 
Überwachung 

des Programms

Phase 
5

Umsetzung



Die Prioritäten nach der Neuprogrammierung

Spezifisches Ziel a.i.
Entwicklung und Stärkung der Forschungs- und 

Innovationskapazitäten sowie Einführung 
fortschrittlicher Technologien

Spezifisches Ziel a.i.
Entwicklung und Stärkung der Forschungs- und 

Innovationskapazitäten sowie Einführung 
fortschrittlicher Technologien

Spezifisches Ziel b.viii
Förderung einer nachhaltigen multimodalen 

städtischen Mobilität als Teil des Übergangs zu 
einer Netto-Null-Kohlenstoff-Wirtschaft

Spezifisches Ziel b.viii
Förderung einer nachhaltigen multimodalen 

städtischen Mobilität als Teil des Übergangs zu 
einer Netto-Null-Kohlenstoff-Wirtschaft

Spezifisches Ziel a.ii
Bürgern, Unternehmen, Forschungseinrichtungen 
und Behörden die Möglichkeit geben, die Vorteile 

der Digitalisierung zu nutzen

Spezifisches Ziel a.ii
Bürgern, Unternehmen, Forschungseinrichtungen 
und Behörden die Möglichkeit geben, die Vorteile 

der Digitalisierung zu nutzen

Spezifisches Ziel b.iv
Förderung der Anpassung an den Klimawandel, der 
Katastrophenvorsorge und der Widerstandsfähigkeit 

unter Berücksichtigung ökosystemorientierter 
Ansätze

Spezifisches Ziel b.iv
Förderung der Anpassung an den Klimawandel, der 
Katastrophenvorsorge und der Widerstandsfähigkeit 

unter Berücksichtigung ökosystemorientierter 
Ansätze

Priorität 1 – Smart
Förderung des technologischen 

Wandels

Priorität 2 – Umwelt
Bekämpfung des Klimawandels

Priorität 2 – Umwelt
Bekämpfung des Klimawandels

Priorität 3 – Mobilität
Förderung nachhaltiger Mobilität

Priorität 3 – Mobilität
Förderung nachhaltiger Mobilität

Strategisches Ziel 1
Ein wettbewerbsfähigeres und 

intelligenteres Europa

Strategisches Ziel 2
Ein widerstandsfähiges, grüneres und 

kohlenstoffarmes Europa

Strategisches Ziel 3
Ein widerstandsfähiges, grüneres und 

kohlenstoffarmes Europa

Spezifisches Ziel b.i
Förderung der Energieeffizienz und Verringerung 

der Treibhausgasemissionen

Spezifisches Ziel b.i
Förderung der Energieeffizienz und Verringerung 

der Treibhausgasemissionen

Priorität 2b: Affordable Housing
Spezifisches Ziel 2.11: Förderung des Zugangs zu nachhaltigem und bezahlbarem 

Wohnraum

Priorität 2b: Affordable Housing
Spezifisches Ziel 2.11: Förderung des Zugangs zu nachhaltigem und bezahlbarem 

Wohnraum
NEW



 zentral verwaltete Maßnahmen

Umsetzung des DNSH im Programm

Integration des DNSH-Grundsatzes in das Programm der Autonomen Provinz Bozen – Südtirol

Anhang 1 zum VKS – Anwendung des 
DNSH-Grundsatzes und der technischen 
Leitlinien für klimaresistente 
Infrastrukturen im Programm.

Anhang 1 zum VKS – Anwendung des 
DNSH-Grundsatzes und der technischen 
Leitlinien für klimaresistente 
Infrastrukturen im Programm.

Für jede Priorität, jedes Ziel und jede 
Maßnahme werden spezifische Kriterien 
festgelegt, um den DNSH-Grundsatz in die 
Durchführungsmaßnahmen zu integrieren.

 Maßnahmen in der Verantwortung der 
Begünstigten

Geplant sind:



Anwendung des DNSH und der technischen Leitlinien für klimaresistente 
Infrastrukturen im Programm – Anhang 1 zum VKS (1/2)

Zu prüfende Punkte in der 
Abschlussphase

Prüfkriterien in der AuswahlphaseKriterienAktionOS

 Abschlussbericht

 DNSH-Erklärung
 Ausgeschlossene Tätigkeiten (siehe Anhang

zum Datenblatt 26 des „Leitfaden zur Einhaltung
des DNSH-Prinzips“ gemäß Rundschreiben Nr.
33 der Generaldirektion für Rechnungswesen
des Staates vom 13. Oktober 2022)

Nicht förderfähige Aktivitäten (z. B. „Brown
R&I“, Aktivitäten im Zusammenhang mit
fossilen Brennstoffen usw.)

• Ausbau von Innovationszentren
• Förderung von Forschungs-,

Entwicklungs- und
Innovationsprojekten in den von der
RIS3 festgelegten Bereichen

• Aufbau und Ausbau hochwertiger
Forschungsinfrastrukturen

1.1

 Überprüfung der 
Umweltkennzeichnung für 
Elektronikprodukte

 DNSH-ErklärungUmweltkennzeichnung für elektronische
Produkte

(Aufrufverfahren) Entwicklung
integrierter und interoperabler E-
Government-Infrastrukturen und -
Dienste für Bürgerinnen und Bürger
sowie Unternehmen

1.2

 Zertifizierung eines 
Umweltmanagementsystems 
oder Einhaltung der geltenden 
Vorschriften.

 DNSH-Erklärung
 Überprüfung, ob das Data Center über ein 

konformes Umweltmanagementsystem verfügt
 Oder Teilnahme am europäischen 

Verhaltenskodex zur Energieeffizienz von 
Rechenzentren

 Oder Einhaltung der empfohlenen 
Vorgehensweisen gemäß dem CEN-CENELEC-
Dokument CLC TR50600-99-1

 Oder Einhaltung der im europäischen 
Verhaltenskodex zur Energieeffizienz von 
Rechenzentren enthaltenen „erwarteten 
Praktiken“

• EU-Kriterien für umweltorientierte
öffentliche Beschaffung

• Oder: „empfohlene Praktiken“, die im
europäischen Verhaltenskodex für die
Energieeffizienz von Rechenzentren
enthalten sind

• Oder: empfohlene Praktiken gemäß dem
CEN-CENELEC-Dokument CLC TR
50600-99-1

(Verfahren in Landeszuständigkeit)
Entwicklung integrierter und
interoperabler E-Government-
Infrastrukturen und -Dienste für
Bürgerinnen und Bürger sowie
Unternehmen



Zu prüfende Punkte in der AbschlussphasePrüfkriterien in der AuswahlphaseKriterienAktionOS

 Energieausweis (KlimaHaus) nach Fertigstellung
 Überprüfung der Umsetzung von Anpassungsmaßnahmen
 Überprüfung der tatsächlichen Einhaltung der Kriterien

 DNSH-Erklärung
 Ex-ante-Energieausweis (KlimaHaus)
 Dokument zur Bewertung der Klimarisiken
 CAM-Bericht

• Erreichung von Umweltzielen (z. B. Emissionsminderung 
usw.)

• Bewertung von Klimarisiken und Anfälligkeit
• Kriterien für die verwendeten Materialien
• Maßnahmen zur Verringerung von 

Umweltverschmutzung und Lärm

Förderung der Energieeffizienz im öffentlichen
Bauwesen

2.1

 Überprüfung der tatsächlichen Einhaltung der Kriterien
 Überprüfung der Umsetzung der in der 

Wechselwirkungsanalyse vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen

 Erklärung zur Installation gemäß den vorgesehenen 
Anforderungen

 Angabe zur Umsetzung der in der 
Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen

 DNSH-Erklärung
 Nachweisdokumentation zu den Kriterien
 Inferenzstudie
 Erklärung zu den Gebieten des Netzwerks „Natura 

2000“
 Verträglichkeitsprüfung

• Erfüllung der Anforderungen für die Einstufung als 
effizientes Fernwärme- und/oder Fernkühlungssystem

• Voraussetzung für eine Ausnahmegenehmigung 
hinsichtlich einer möglichen Veränderung des 
ökologischen Zustands der Gewässer.

• Anforderungen an die Anlagen
• Keine Auswirkungen auf Standorte des Natura-2000-

Netzes

Bau von Leitungen für Fernwärme- und 
Fernkältenetze

 Überprüfung der Umsetzung der in der 
Wechselwirkungsanalyse vorgesehenen 
Minderungsmaßnahmen

 Überprüfung der Anwendung der CAM

 DNSH-Erklärung
 Dokument zur Bewertung von Klimarisiken
 Störungsanalyse
 CAM-Bericht

• Analyse der Klimarisiken
• Ausnahmeregelung hinsichtlich einer möglichen 

Veränderung des ökologischen Zustands der Gewässer.
• Kriterien für die verwendeten Materialien

• Maßnahmen zur Sicherung und zur Erhöhung 
der Widerstandsfähigkeit der Gebiete, die am 
stärksten von Hochwasser-, hydrogeologischen 
und Lawinenrisiken bedroht sind

• Ausbau des landesweiten Warn- und 
Alarmsystems für die Öffentlichkeit

2.4

 Durchgeführte Studien und Analysen
 DNSH-Erklärung
 CAM-Bericht
 Erklärung zu den Standorten des Natura-2000-

Netzwerks
 Verträglichkeitsprüfung oder Bewertung der

Ausgleichsmaßnahmen und der Einhaltung der
Vorschriften

• Erreichung der Ziele für nachhaltige Mobilität
• Analyse der Klimarisiken
• Untersuchung der Wechselwirkungen
• Kriterien für die verwendeten Materialien
• Keine Auswirkungen auf Standorte des Natura-2000-

Netzwerks

• Digitale Lösungen für emissionsarme Mobilität
• Infrastruktur für den Übergang zu einer

emissionsfreien Mobilität

2.8

Anwendung des DNSH und der technischen Leitlinien für 
klimaresistente Infrastrukturen im Programm – Anhang 1 zum VKS 
(2/2)

2.11
Den Zugang zu nachhaltigem und 
bezahlbarem Wohnraum fördern

Den Zugang zu nachhaltigem und 
bezahlbarem Wohnraum fördern



Ersatzerklärung zur Einhaltung des DNSH-
Prinzips

Anhang, Tabelle 26 – Ausschlussliste des
„Leitfaden zur Einhaltung des Grundsatzes, der
Umwelt keinen erheblichen Schaden zuzufügen“,
gemäß dem Rundschreiben der Obersten
Rechnungsprüfungsbehörde Nr. 33 vom 13.
Oktober 2022

Dokument zur Bewertung von Klimarisiken

Bericht zu den Mindestumweltkriterien – CAM
(siehe Website
https://www.mase.gov.it/portale/cam-vigenti)

Untersuchung von Interferenzen

Erklärung über das Fehlen direkter oder indirekter
Auswirkungen auf die Gebiete des Natura-2000-
Netzes

Wichtigste Instrumente zur Umsetzung des DNSH-
Grundsatzes in der Auswahlphase

In einigen Ausschreibungen können bestimmte Unterlagen vorgesehen sein bzw. vorgesehen
gewesen sein, die in Abhängigkeit von der Art der zu finanzierenden Maßnahmen vorzulegen
sind.



DNSH und Kriterien für die energetische Sanierung 
öffentlicher Gebäude

 Erreichen einer mittleren Sanierungsstufe ODER einer Reduzierung der direkten und
indirekten Treibhausgasemissionen um 30 % im Vergleich zu den Emissionen vor Beginn
der Arbeiten

 Bewertung des Klimarisikos und der Anfälligkeit
 70 % der auf der Baustelle anfallenden nicht gefährlichen Bau- und Abbruchabfälle müssen

für die Wiederverwendung und das Recycling aufbereitet werden
 Die verwendeten Bauteile und Baumaterialien erfüllen die Kriterien der delegierten

Verordnung (EU) 2021/2139 und setzen weniger als 0,06 mg Formaldehyd pro Meter sowie
weniger als 0,001 mg krebserregender flüchtiger organischer Verbindungen frei

 Ergreifen von Maßnahmen zur Reduzierung von Lärm, Staub und Schadstoffemissionen
während der Bauarbeiten

Für die korrekte Ermittlung der geltenden Vorschriften zur Energieeffizienz bestehender Gebäude
wird auf Anlage 1 des Dekrets des MIMIT vom 26. Juni 2015 verwiesen.



Beispiel
Projektantrag



Beispiel 
Projektantrag –

SZ 2.1 „Nachhaltige 
Entwicklung“



Beispiel 
Projektantrag –

SZ 2.1 
„Umweltaus-
wirkungen“



Beispiel 
Projektantrag –

SZ 2.1 
„Klimaverträglich-

keit“



Beispiel 
Projektantrag –

SZ 2.1 
„Umweltschäden 

(DNSH)“



Beschreiben Sie die Auswirkungen, die die Projektmaßnahmen im Bereich der
nachhaltigen Entwicklung hatten.

Beschreiben Sie die Auswirkungen, die die Projektmaßnahmen im Bereich der
Umweltbelastung hatten.

Beschreiben/bestätigen Sie die Übereinstimmung mit dem DNSH-Grundsatz und der
Klimaverträglichkeit (bei Infrastrukturen).

+ Obligatorische Anhänge (siehe Abschlussbericht – obligatorische Anhänge) für
jedes spezifische Ziel (z. B. Bescheinigung über die Erreichung der in der
Auswahlphase angegebenen DNSH-Ziele; Informationen zur Umsetzung der in der
Ausschreibung festgelegten DNSH-Anforderungen)

Prüfelemente im Abschlussbericht



Beispiel
Abschluss-

bericht



Klimaverträglichkeitsprüfung (KV)

Die technischen Leitlinien für
klimaresistente Infrastrukturen im
Zeitraum 2021–2027 (2021/C 373/01)
beschreiben die empfohlene Methodik für die
Klimaprüfung von Infrastrukturinvestitionen
im Zeitraum 2021–2027 und umfassen:

 Klimaschutz (Klimaneutralität)

 Anpassung an den Klimawandel
(Klimaresilienz)

Klimaresilienz (Art. 2 Abs. 42):
• Prozess zur Vermeidung der Anfälligkeit der

Infrastruktur gegenüber potenziellen langfristigen
Klimaauswirkungen;

• Gewährleistung der Einhaltung des Grundsatzes
„Energieeffizienz an erster Stelle“;

• Übereinstimmung der Treibhausgasemissionen des
Projekts mit dem Ziel der Klimaneutralität bis 2050.

Art. 73.2 j) weist den Verwaltungsbehörden in der
Auswahlphase der Vorhaben folgende Aufgabe zu:
die Klimaresilienz von Infrastrukturinvestitionen mit
einer erwarteten Lebensdauer von mindestens fünf
Jahren sicherzustellen.

Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 –
Gemeinsame Bestimmungen



Vorteile der Klimaverträglichkeitsprüfung

Reduzierung der CO₂-Emissionen

Verbesserung der Umwelt- und 
Lebensbedingungen

Förderung von Innovation und Energieeffizienz

Einhaltung der EU- und internationalen 
Verpflichtungen

Analyse 
der

Klima-
risiken



Geltungsbereich der KV in Italien

Sektoren mit eindeutig vorhandenen
Infrastrukturen:
Klimaverträglichkeitsprüfung
erforderlich

Sektoren ohne vorgesehene
Infrastrukturen:
Klimaverträglichkeitsprüfung
nicht erforderlich

Vorhandensein von
Infrastrukturelementen abhängig von
den durch das Programm
finanzierten Investitionen:
Einzelfallprüfung durch die
Verwaltungsbehörde

Die technischen Leitlinien stützen sich auf ein
weit gefasstes Infrastrukturkonzept. Es wurde
eine Klassifizierung der Interventionsbereiche
gemäß Anhang I der Verordnung (EU) Nr.
2021/1060 vorgenommen, um die Maßnahmen,
die einer Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen
werden sollen, genauer zu identifizieren, und
zwar im Einzelnen:



Prüfverfahren

 Wahrscheinlichkeit: Ermittlung eines
prozentualen Werts, der die Wahrscheinlichkeit
angibt, mit der jede relevante Klimagefahr
innerhalb eines bestimmten Zeitraums eintritt.

 Auswirkungsanalyse: Ermittlung des Ausmaßes
der Auswirkungen, die die identifizierte
Klimagefahr auf die verschiedenen Sektoren
haben kann.

 Abschließende Risikobewertung: Kombination
aus Wahrscheinlichkeit und Auswirkung, um das
potenzielle Risikoniveau zu bestimmen und die
Risiken zu identifizieren, für die
Anpassungsmaßnahmen erforderlich sind.

 Ermittlung von Anpassungsmaßnahmen.

1. Screening: Vorabprüfung
2. Bewertung: Detaillierte 
Analyse der Klimarisiken

 Beschreibung des Einsatzgebiets
 Beschreibung der Maßnahme
 Ermittlung und Bewertung klimatischer

Gefahren
 Sensitivitätsanalyse
 Expositionsanalyse
 Analyse und abschließende Bewertung der

Anfälligkeit
 Lösungen zur Anpassung an den Klimawandel



Säulen und 
Phasen des 
Prüfungs-
verfahrens

* vgl. Mitteilung der Kommission, Technische Leitlinien
für klimaresistente Infrastrukturen im Zeitraum 2021–
2027 (2021/C 373/01)



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Autonome Provinz Bozen - Südtirol

Abteilung Europa – Amt für europäische Integration

Gerbergasse 69 – 39100 Bozen

Tel: +39 0471 41 31 60

Website: https://europa.provinz.bz.it/de/home


